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Wolfhagen – So viel Interesse
an einer Stadtverordnetensit-
zung inWolfhagenhates inder
parlamentarischen Geschichte
der Stadt selten gegeben. Die
Windräder am Rödeser Berg
und die Abschaffung der Fuß-
gängerzone in Wolfhagen hat-
ten vor einigen Jahren eben-
falls zahlreiche Menschen mo-
bilisieren können. Am Don-
nerstagabend ging es um die
Abschaffung der Straßenaus-
baubeiträge. Um die 100 Bürge-
rinnenundBürgerwaren indie
Stadthalle gekommen. Sie alle
machten deutlich, was sie von
der Abgabe halten - nämlich
nichts. Und doch war die Ent-
scheidung am Ende eine ande-
re: Die Ausbaubeiträge werden
bleiben.
Die Besucher im Parlament

waren nur ein kleiner Teil de-
rer,diezumVerzichtaufdieAn-
liegerabgabe aufrufen. Andre-
as Reßler und Ralf Meister, bei-
de gehören zur Bürgerinitiati-
ve, die seit dem Sommer für
eine Beitragsabschaffung
kämpft, übergaben im Vorfeld
der Sitzung eine Liste mit 1779
Unterschriften an den Vorsit-
zenden der Stadtverordneten-
versammlung, Christoph Lüb-
cke, und an Wolfhagens Bür-
germeister Dirk Scharrer. Und
Reßler machte unmissver-
ständlich klar: „Wir fordern al-
le Abgeordneten auf, für eine
Abschaffung zu stimmen“. Und
als Entscheidungshilfe fügte er
mit Blick auf die Kommunal-
wahl imMärz an, dass bezogen
auf die Wahlbeteiligung vor
fünf Jahren 1700 Stimmen für
mehrals30ProzentderWähler
stünden.

Lübcke und Scharrer zeigten
sich beeindruckt, ob des star-
ken Votums aus der Bürger-
schaft. Gleichzeitig erinnerte
der Parlamentschef im Vorfeld
des sich anschließenden hitzi-
gen Schlagabtauschs an voran-
gegangene „konstruktive De-
batten, bei denen viele Argu-
mente ausgetauscht wurden
und die vom Willen getragen
waren, für die Bürger eine gute
Lösung zu finden“.Das enorme
Ringen in der Frage des Um-
gangs mit den Beiträgen sei

AusdruckeinergelebtenDemo-
kratie.DasGleichegelte fürdas
große Engagement der Bürger-
initiative.
Die Straßenausbaubeiträge

haben für das Parlament eine
immenseBedeutung.Dashatte
sich vollständigmit allen 31Ab-
geordneten versammelt. Die
hauchdünnen Voten in der
jüngsten Vergangenheit beim
Umgang mit den Abgaben hat-
ten gezeigt, dass es auf jede
Stimme ankommt. Und so war
es auch am Donnerstagabend.

Das BWB hatte im Sinne einer
maximalen Transparenz eine
namentliche Abstimmung ge-
fordert.
Am Ende stand folgendes Er-

gebnis: Die SPD und das BWB
sindgeschlossen(15Abgeordne-
te) für ihren gemeinsamen An-
trag und damit für die Abschaf-
fung der Beiträge. Die Grünen
(fünf Abgeordnete) lehnen die
Abschaffungab,neunvonzehn
Mitgliedern der CDU-Fraktion
sind ebenfalls gegen einen Ver-
zicht auf die Beiträge, Chris-

toph Lübcke (CDU) hat sich sei-
ner Stimme enthalten. Niyazi
Karahan (AGW) befürwortet
den Status Quo und ist damit
für eine Beteiligung der Anlie-
ger an den Kosten für den Stra-
ßenunterhalt. Somit stimmten
amDonnerstag15 Abgeordnete
für und 15 Abgeordnete gegen
eine Abschaffung. Und das be-
deutet, dass die Bürger weiter-
hinunmittelbarzurKassegebe-
ten werden, wenn Gehwege
und kommunale Straßen er-
neuertwerden. ANTJE THON

Anlieger müssen weiterhin zahlen
Wolfhagens Parlament lehnt Antrag auf Abschaffung der Straßenausbaubeiträge ab

BI übergibt Unterschriften: In den vergangenenMonaten haben sich1779 Personen für die Abschaffung der Straßenausbau-
beiträge ausgesprochen. BürgermeisterDirk Scharrer (von links) und Stadtverordnetenvorsteher Christoph Lübckenehmen
das Votum von Ralf Meister und Andreas Reßler in Empfang FOTO: ANTJE THON

Einig sind sich die Fraktionen
in einem Punkt: Das Land Hes-
sensolldieKostenfürdieUnter-
haltung von Straßen überneh-
men. Doch danach sieht es der-
zeit nicht aus. Gleichzeitig er-
höhen die Bürger den Druck,
von der finanziellen Last ent-
bundenzuwerden,diemitdem
Ausbau von Straßen und Geh-
wegen einhergeht.Wolfhagens
SPD-Fraktionhattebereits2020
einen Antrag auf Abschaffung
der Beiträge vorgelegt. Diese
Forderung war in den Aus-
schuss verwiesen worden und
dort untergegangen. An diesen
Antrag hatten sich BWB und
SPD nun erinnert und gefor-
dert, über ihn abzustimmen.
Nachfolgend eine Zusammen-
fassung der Argumente der
Fraktionen.

◾ SPD
EineEntlastungderBürgerund
weniger Verwaltungskosten
verbindet die SPDmit einer Ab-
schaffung der Beiträge. Beim
Verzicht auf die Anliegerabga-
ben deren Gegenfinanzierung
an einer Anhebung der Grund-
steuer festzumachen, sei nicht
zwingendnötig, sagt Fraktions-
chef Max Borchardt. Es gebe
auch andere Möglichkeiten. So
ließe sicheinWegfall derBeträ-
geüberdieGewerbesteueroder
andere Erträge kompensieren.
Das alles sei nun aber gar nicht
mehr erforderlich, weil man
auf das Sondervermögen des
Bundes zurückgreifen könne.
Dieses sichere Wolfhagen für

die kommenden zehn Jahre zu-
sätzliche Erträge im Millionen-
bereich. Borchardt machte
deutlich, dass sich die SPD be-
reits seitvielenJahrenfüreinen
Verzicht auf die Anliegerbeiträ-
geeinsetzt.

◾ Bündnis90/DieGrünen
Von Ungerechtigkeit sprach
auch Matthias Hughes, dessen
Fraktion an der Abgabe fest-
hält. In seiner Argumentation
war ihm die Unterscheidung
zwischen Mieter und Grund-
stückseigentümer wichtig. Ei-
ne spontaneAbfrage,wer denn
im Saal zur Gruppe der Mieter
zähle, bewegte zwei Personen
dazu, ihre Hand zu heben.
Hughes sprach also vor allem
vor Immobilienbesitzern. Und
diese, so seine Darlegung, wür-
den vom Ausbau der Straßen
profitieren.Ohne eine erschlie-
ßende Straße sei ein Grund-
stück wertlos. Das sei auch der
Grund, weshalb die Anlieger
über Beiträge an den Straßen-
ausbauten beteiligt würden.
Zudem erführen die Immobili-
en durch neue Gehwege und
ausgebaute Straße eine Wert-
steigerung von zehn bis 20 Pro-
zent. Und diese komme einzig
dem Eigentümer zugute und
nicht dem Mieter. Auf Letztere
allerdings würden die Grund-
steuern umgelegt. „Wer einen
Funken soziales Gewissen hat,
weiß, dass die Abschaffung der
Beiträge nicht die Lösung ist“,
so Hughes, der von bis 25 Pro-
zent Mindestlohnempfängern

inWolfhagenausgeht.
Fraktionskollegin Franziska

Schlagschlugvor,dieBelastung
der Bürger bei den Gehwegen
vonaktuell 75auf45Prozentzu
senken. Das aber, warf Wolfha-
gens BürgermeisterDirk Schar-
rer ein, sei derzeit rechtlich
nicht möglich. Die Rechtsspre-
chung lasse eine Absenkung
aufmaximal60Prozentzu.

◾ CDU
Ein grundsteuerfinanzierter
Straßenbau treffe viele, vor al-
lem aber auch Menschen, die
über kein Wohneigentum ver-
fügten, sagt auch CDU-Frakti-
onschef Uwe Landgrebe und er
fragt: „Ist das mit der Grund-
steuer gerecht?“ Denn dann
müssten auch all jene zahlen,
die bereits als Anlieger von er-
neuerten Straßen über die Bei-
trägezurKassegebetenworden
seien. Also auch die Anlieger
der Siemensstraße, der Walds-
traßeundderWolfhagerStraße
in Viesebeck. Und man denke
nur an die Anlieger der Otto-
Hahn-Straße im Gewerbege-
biet. Bei einer Abschaffung der
Beiträge wären sie fein raus,
und alle Bürger müssten die
Kosten für eine dortige Sanie-
rung über die Grundsteuer tra-
gen.
DerzeitweisederEtatentwurf

ein Defizit von mehr als
600.000 Euro aus. Sollte die
Kreis- und Schulumlage stei-
gen, müsste hierfür die Grund-
steuer angehoben werden. Al-
lerdings scheint eine Anhe-

bung beider Umlagen für 2026
vom Tisch, wie Bürgermeister
Scharrer auf HNA-Anfrage be-
stätigte. Dass sich mit der Ab-
schaffung der Beiträge die Per-
sonalkosten reduzierten, hält
Landgrebe für Unfug. „Die Ab-
schaffung ist ja kein Kündi-
gungsgrund füreinenMitarbei-
ter,derdamitbefasst ist.“
FlorianAxerundHelmutFlör-

ke erinnerten andenVorschlag
derCDU,dieprozentualenSpit-
zen bei den Beiträgen zu kap-
pen und hakten nach, was aus
ihrem entsprechenden Antrag
im Ausschuss geworden sei. Ih-
re Frage blieb unbeantwortet.
Flörke sagte, dass sich die Stadt
einen Verzicht nicht leisten
könne. „Wir reiten ein totes
Pferd.“

◾ BWB
Von einem toten Pferd zu spre-
chen, wenn sich mehr als 1700
Menschen für eine Abschaf-
fungderBeiträge aussprächen -
„das ist respektlos“, sagte BWB-
Chef Jens Kühle. Aus seiner
Sicht ist die Finanzierbarkeit
kein Problem. „Wir haben eine
neue Situation.“ Mit dem Son-
dervermögen des Bundes, das
auch in die Infrastruktur flie-
ßen soll, erhalte Wolfhagen
zehn Jahre lang jährlich
576.000 Euro. Dafür ließen sich
Straßen erneuern, ohne den
Bürgern in die Tasche zu grei-
fen. Beim Stichwort Ungerech-
tigkeit verwies er auf den Län-
derfinanzausgleich. Hessen
zähle zu den vier Geberlän-

dern. Mit hessischem Steuer-
geldwürdenärmereLänderun-
terstützt. Zu diesen zähleNord-
rhein-Westfalen, wo es keine
Straßenausbaubeiträge gebe.
„Hessische, also auch Wolfha-
ger Steuerzahler finanzieren
den Straßenbau in NRW, wäh-
rend hessische und damit auch
WolfhagerBürgerbeiSanierun-
gen vor Ort zur Kasse gebeten
werden.“
Breuna undBadArolsen etwa

hätten die Anliegergebühren
abgeschafft. „Straßenausbau-
beiträgesindunsozial.“ Ihmsei-
en Fälle bekannt, wo Kosten
von bis zu 30.000 Euro und
mehr auf Hausbesitzer zukä-
men. Was sei daran gerecht,
wenn eine alte Fraumit schma-
ler Rente und kaum Ersparnis-
sen einen fünfstelligen Betrag
zahlen soll? Beim Wettbewerb
der Kommunen ummehr Neu-
bürger und Gewerbetreibende
würden sich Straßenausbau-
beiträge als Standortnachteil
erweisen. Wer ein Haus bauen
oder kaufen wolle, gehe nicht
dorthin, wo früher oder später
Anliegerbeiträge auf ihnwarte-
ten. Insbesondere dann nicht,
wenn dies in der Kommunene-
benannichtderFall sei.

◾ AGW
NiyaziKarahan,deralseinziger
Stadtverordneter die AGW ver-
tritt, hat sich an der inhaltli-
chen Debatte nicht beteiligt
und sein Festhalten an den Bei-
trägennichtbegründet.

ANTJE THON

Ungerecht, unsozial und nicht finanzierbar?
Fraktionen lieferten sich eine leidenschaftliche Debatte über das Für und Wider der Beiträge

DieStraßenausbaubeiträge in
Wolfhagenwerdenbleiben.Ob
mandasFesthaltenvonCDU,
GrünenundAGWandenAbga-
benals standhaft,durchdacht
oderstarrsinnigbewerten
möchte,muss jeder für sich
bewerten.Einesaber istklar,
wennsich1779Wolfhager für
eineAbschaffungderBeiträge
aussprechen,dannsollteman
dieserStimmeGehörschen-
ken.Sie sindeingroßerPro-
zentsatzderMenschen, fürdie
dieKommunalpolitikerange-
tretensindundvondenensie
gewähltwurden.
VieleKreiskommunenhaben

dieAbgabeabgeschafft.Unter
ihnenauchklammeGemein-
denwieAhnatal,Espenauund
Liebenau,diees sichnach
LesartvonGrünen,CDUund
AGWeigentlichnichthätten
leistenkönnen.Voneinem
Haushalt,wie ihndas finanz-
starkeWolfhagenhat,können
sienur träumen.
DasArgumentderschwieri-

genFinanzierbarkeit sticht
nicht.EinerKommune,diebei
knapperKasse istundkein
Geld fürdieErneuerungvon
Infrastrukturhat,bekommt
auchmitdenAusbaubeiträgen
ihrerBürgernichtsgewuppt.
WerdieBeiträgeabererhebt,
nimmthohefinanzielleBelas-
tungenderAnwohner inKauf,
diemitunterExistenzenbedro-
hen.ZudemhabendieBürger
beiderEntscheidung,obein
Gehwegerneuertwird,kein
Mitspracherecht. Siemüssen
hinnehmen,wasbeschlossen
wirdundhoffen,dassniemand
aufdie Ideekommt,dieStraße
vor ihrerTüranzufassen.
WolfhagenhateineChance

vertan,mitdemvomHimmel
gefallenenSondervermögen,
fürdasamEndeauchderSteu-
erzahleraufkommenmuss,die
AnliegervonStraßenzuentlas-
tenunddieKostensolidarisch
zuverteilen.Stattdessenhat
derWahlkampfnundefinitiv
begonnen.

Der Wahlkampf
hat begonnen
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